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Satzung der Stadt Lahr / Schwarzwald 

über die Erhebung von Verwaltungsgebühren für die Wahrnehmung von  

Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde und der unteren Baurechtsbehörde 

- Verwaltungsgebührensatzung - 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geän-

dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98) und der 

§§ 2 und 11 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg vom 17. März 

2005 (GBl. S. 206), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Dezember 

2020 (GBl. S. 1233, 1249), des § 4 Abs. 3 des Landesgebührengesetzes in der Fas-

sung vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895), zuletzt geändert durch Artikel 12 des 

Gesetzes vom 5. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 91), der §§ 59 bis 61 der Gemeinde-

ordnung für Baden-Württemberg in der vorgenannten Fassung i.V.m. den §§ 5 Abs. 2 

bis 4, 12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit in der 

Fassung vom 16. September 1974, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 

12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98) sowie der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 

über die Erfüllung der Aufgaben eines Gemeindeverwaltungsverbandes (vereinbarte 

Verwaltungsgemeinschaft) zwischen der Stadt Lahr und der Gemeinde Kippenheim 

vom 24.06.1975 in der Änderungsfassung vom 23.09.2024 hat der gemeinsame Aus-

schuss der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Lahr - Kippenheim in der  

Sitzung am 10.12.2025 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Der Geltungsbereich dieser Satzung erstreckt sich auf das Gebiet der vereinbarten 

Verwaltungsgemeinschaft der Stadt Lahr mit der Gemeinde Kippenheim. 

 

§ 2 

Gebührenpflicht 

 

(1) Die Stadt Lahr, handelnd als erfüllende Gemeinde für die vereinbarte Verwaltungs-

gemeinschaft Lahr - Kippenheim, erhebt für die Wahrnehmung von Aufgaben der 

unteren Verwaltungsbehörde im Sinne des Landesverwaltungsgesetzes und der 

unteren Baurechtsbehörde im Sinne der Landesbauordnung Gebühren nach die-

ser Satzung und dem beigefügten Gebührenverzeichnis (Anlage).  

 

(2) Diese Satzung gilt nicht, soweit spezielle gesetzliche Gebührenvorschriften beste-

hen. 
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(3) Die Stadt Lahr kann Dritte beauftragen, die Gebühren nach dieser Satzung zu be-

rechnen, Bescheide auszufertigen und zu versenden, die Gebühren entgegenzu-

nehmen und abzuführen, Nachweise darüber für die Stadt Lahr zu führen sowie 

die erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten der Stadt Lahr 

mitzuteilen. 

 

§ 3 

Gebührenschuldnerin/Gebührenschuldner 

 

(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren und Auslagen nach dieser Satzung ist die-

jenige/derjenige verpflichtet, 

 

2. der/dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist; 

3.  die/der die Gebühren- und Auslagenschuld durch eine gegenüber der Stadt 

abgegebene schriftliche Erklärung übernommen hat; 

4. die/der für die Gebühren- und Auslagenschuld einer/eines anderen kraft Geset-

zes haftet. 

 

(2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner/innen haften als Gesamtschuldner/in-

nen. 

 

§ 4 

Sachliche und persönliche Gebührenfreiheit 

 

(1) Für die sachliche Gebührenfreiheit gilt § 9 des Landesgebührengesetzes entspre-

chend. 

 

(2) Für die persönliche Gebührenfreiheit gilt § 10 Abs. 1 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 2 

bis 6 des Landesgebührengesetzes entsprechend, soweit Gegenseitigkeit besteht. 

 

(3) Von der Erhebung einer Verwaltungsgebühr kann im Einzelfall ganz oder teilweise 

abgesehen werden,  

1. wenn die öffentliche Leistung überwiegend im öffentlichen Interesse liegt oder 

2. wenn die Erhebung nach Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte darstellen 

würde. 

Die Freistellung kann auch für den Fall vorgesehen werden, dass die Gebühren-
pflicht noch nicht entstanden ist.   

  

 

(4) Weitere spezialgesetzliche Gebührenbefreiungstatbestände bleiben unberührt. 
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§ 5 Gebührenhöhe 

 

(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühr richtet sich nach dem dieser Satzung beigefüg-

ten Gebührenverzeichnis (Anlage). Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der 

Satzung. Für öffentliche Leistungen, für die im Gebührenverzeichnis weder eine 

Verwaltungsgebühr bestimmt noch Gebührenfreiheit vorgesehen ist, können Ge-

bühren bis 13.000,00 Euro erhoben werden. 

 

(2) Die Gebühr soll die mit der öffentlichen Leistung verbundenen Verwaltungskosten 

aller an der Leistung Beteiligter decken. Außerdem ist die wirtschaftliche oder sons-

tige Bedeutung der öffentlichen Leistung für den/die Gebührenschuldner/in zum 

Zeitpunkt ihrer Beendigung zu berücksichtigen. Werden nach dem Gebührenver-

zeichnis Gebühren nach festen Sätzen erhoben, kann das wirtschaftliche oder 

sonstige Interesse des/der Gebührenschuldners/in unberücksichtigt bleiben. 

 

(3) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, be-

misst sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand sowie nach der wirtschaftli-

chen oder sonstigen Bedeutung für den/die Gebührenschuldner/in. 

 

(4) Ist eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so 

ist der Verkehrswert zum Zeitpunkt der Beendigung der öffentlichen Leistung oder 

eine andere hierfür geeignete Bemessungsgrundlage maßgebend. Der/die  

Gebührenschuldner/in hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuwei-

sen. Bei Verweigerung oder ungenügender Führung des Nachweises kann die Be-

hörde den Wert auf Kosten des/der Gebührenschuldners/in schätzen. Sie kann 

sich hierbei Sachverständiger bedienen. 

 

(5) Ist eine Verwaltungsgebühr nach der Zeitdauer der Bearbeitung der öffentlichen 

Leistung zu entrichten, so bemisst sich die Höhe der Gebühr nach angebrochenen 

Viertelstunden der Bearbeitungszeit. 

 

(6) Wird der Antrag auf Vornahme einer öffentlichen Leistung abgelehnt, wird eine Ge-

bühr in Höhe von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Verwaltungsgebühr, 

mindestens 6,50 Euro erhoben, sofern die Anlage keine besondere Regelung trifft. 

Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der Behörde abgelehnt, 

wird keine Gebühr erhoben. 

 

(7) Wird der Antrag auf Vornahme einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher 

Bearbeitung begonnen ist, vor Beendigung der öffentlichen Leistung zurückgenom-

men oder unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen vom/von der 
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Gebührenschuldner/in zu vertretenden Gründen, so wird je nach dem Stand der 

Bearbeitung eine Gebühr in Höhe von einem Zehntel bis zur Hälfte der vollen Ge-

bühr, mindestens 3,30 Euro erhoben, sofern die Anlage keine besondere  

Regelung trifft. 

 

§ 6 

Auslagen 

 

(1) In der Verwaltungsgebühr sind die der Stadt erwachsenen Auslagen grundsätzlich 

inbegriffen. Übersteigen die Auslagen das übliche Maß erheblich, werden sie ge-

sondert in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt. Dies gilt auch dann, 

wenn für eine öffentliche Leistung keine Verwaltungsgebühr erhoben wird. 

 

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere: 

 

1. Gebühren für Telekommunikationsdienstleistungen; 

2. Reisekosten; 

3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen; 

4. Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sonstige Kosten der Be-

weiserhebung; 

5. Vergütungen an andere juristische oder natürliche Personen für Leistungen und 

Lieferungen; 

6. Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen, Tieren und Gegen-

ständen; 

7. Gebühren für Übersetzungen. 

 

(3) Auf die Erstattung von Auslagen sind die für Verwaltungsgebühren geltenden Vor-

schriften entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen 

entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 

 

§ 7 

Auskunftspflicht 

 

Die/der Gebührenschuldner/in ist verpflichtet, die zur Festsetzung der Verwaltungsge-

bühr erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und vollständig zu machen und die not-

wendigen Unterlagen in Urschrift oder beglaubigter Abschrift vorzulegen. Es gelten die 

Bestimmungen der Abgabenordnung. 
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§ 8 

Entstehung, Fälligkeit, Zahlung 

 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der öffentlichen Leistung, für die 

sie erhoben wird. 

 

(2) Bei Zurücknahme eines Antrags nach § 5 Abs. 7 dieser Satzung entsteht die Ver-

waltungsgebühr mit der Zurücknahme und in den anderen Fällen des § 5 Abs. 7 

und des § 5 Abs. 6 Satz 1 dieser Satzung mit der Bekanntgabe der Gebührenfest-

setzung. 

 

(3) Die Verwaltungsgebühr und die Auslagen werden durch mündlichen oder schriftli-

chen Bescheid festgesetzt und sind einen Monat nach der Gebühren- und  

Auslagenentscheidung an die/den Schuldner/in fällig.  

 

(4) Die Erbringung einer öffentlichen Leistung, die auf Antrag erfolgt, kann von der 

Zahlung eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe 

der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig gemacht wer-

den. 

 

(5) Schriftstücke (z.B. Ausfertigungen, Abschriften, Urkunden) oder sonstige Sachen 

können bis zur Entrichtung der festgesetzten Gebühren und Auslagen zurückbe-

halten oder an den/die Gebührenschuldner/in auf dessen/deren Kosten unter 

Nachnahme der Gebühr übersandt werden.  

 

§ 9 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2026 in Kraft. 

 

Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Lahr über die Erhebung von Verwaltungsgebüh-

ren für die Wahrnehmung von Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde und der un-

teren Baurechtsbehörde – Verwaltungsgebührensatzung - vom 03.12.2019 außer 

Kraft. 

 

  



Anlage
Satzung über die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren für die Wahrnehmung 
von Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörde 
und der unteren Baurechtsbehörde 
- Verwaltungsgebührensatzung - 

vom 10.12.2025

Ziff. Öffontlii.lif Li.istimrj
" Gebührenhöhe/ 1 
Gebührenrahmen ai| 

01 (11 2026
1 Gebühren in Ordnungsangelegenheiten 

(Abt. Öffentl. Sicherheit und Ordnung)
1.1 Gaststättenrecht

1.1.1 Gaststättenerlaubnis {§ 2 GastG) 124,00 bis 7.500
1.1.2 Befristete Gaststättenerlaubnis bis zu einem Jahr 

($ 3 Abs. 2 GastG) 43,00-4.000,00

1.1.3 Stelivertretererlaubnis {§ 9 GastG) 86,00 bis 750,00
1.1.4 Vorläufige Gaststättenerlaubnis (§ 11 GastG) 29,00 bis 500,00
1.1.5 Vorläufige Stellvertretererlaubnis (§11 GastG) 29,00 bis 400,00
1.1.6 Gestattungen mit einer Geltungsdauer von mehr als 4 Tagen (§ 

12 GastG) 22,00 bis 1.300,00

1.1.7 Zulassung von Ausnahmen von den Sperrzeitvorschriften für 
einzelne Betriebe (§ 12 Satz 1 GastVO): Regelmäßige 
Sperrzeitverkürzunq (Gebühr ie Monat)

15,00 bis 750,00

1.1.8 Auflagen und Anordungen
(§§ 5. 12 Abs. 3 GastG. § 12 Satz 2 GastVO) 43,00 bis 685,00

1.2 Gewerberecht
1.2.1 Erlaubnis zum Betrieb von Privatkrankenanstalten 

f§ 30 GewO) 86,00 bis 2.700,00

1.2.2 Erlaubnis zur Schaustellung von Personen (§ 33 a GewO) 86,00 bis 1.700,00
1.2.3 Erlaubnis zur Aufstellung von Spielgeräten mit 

Gewinnmögüchkeiten (§ 33 c Abs. 1 GewO) 22,00 bis 2.000,00

1.2.4 Geeignetheitsbescheinigung (§ 33 c Abs. 3 GewO) (Gebühr je 
Bescheinigung) 72,00

1.2.5 Erlaubnis zur Veranstaltung von anderen Spielen mit
Gewinnmöglichkeiten
(§ 33 d Abs. 1 GewO)

86,00 bis 1.700,00

1.2.6 Erlaubnis zum Betrieb einer Spielhalie oder eines ähnlichen 
Unternehmens
(§ 41 Landesglücksspielqesetz)

172,00 bis 8.000,00

1.2.7 Erlaubnis zum Betrieb des Pfandlelh- oder
Pfandvermittiungsgewerbes
(§ 34 Abs. 1 GewO)

86,00 bis 2.000,00

1.2.8 Erlaubnis zum Betrieb des Bewachungsgewerbes 
(§ 34 a Abs. 1 und 2 GewO) 86,00 bis 2.000,00



1.2.9 Erlaubnis zum Betrieb des Versteigerungsgewerbes 
(§ 34 b Abs. 1 und 2 GewO)

86,00 bis 2.000,00

1.2.10 Öffentliche Bestellung von Versteigerern 
(§ 34 b Abs. 5 GewO)

86,00 bis 2.000,00

1.2.11 Schließungsverfahren von Betrieben 
(z.B. Gaststätten, Spielhallen)
(§15 Abs. 2 GewO)

129,00 bis 1.200,00

1.2.12 Gewerbeuntersagung sowie Entscheidungen {§ 35 GewO) 172,00 bis 1.200,00
1.2.13 Gestattungen der Wiederausübung eines untersagten Gewerbes 

(§ 35 Abs. 6 GewO) 86,00 bis 1.300,00

1.2.14 Erteilung einer Reisegewerbekarte (§ 55 GewO) 86,00 bis 750,00
1.2.15 Erteilung einer Zweitschrift / Ersatz der Reisegewerbekarte (§ 60 

c Abs. 2 GewO)
- Gebühr je Zweitschrift / Ersatz

74

1.2.16 Erteilung einer Gewerbeiegitimationskarte (§ 55 b Abs. 2 GewO) 37,00 bis 320,00

1.2.17 Festsetzung von Spezialmärkten, Jahrmärkten, Wochenmärkten 
sowie Volksfesten 65,00 bis 2.700,00

1.2.18 Änderung oder Aufhebung der Festsetzung von Märkten,
Messen und Aufstellungen 86,00 bis 1.600,00

1.3 Handwerksrecht
1.3.1 Handwerksuntersagung (§ 16 HWO) 86,00 bis 860,00
1.4 Sonn- und Feiertagsgesetz

1.4.1 Erteilung von Befreiungen von Arbeits- und 
Veranstaltungsverboten gern. § 12 Sonn- und FeiertagsG 
(Gebühr ie Befreiung)

22,00 bis 660,00

1.5 Waffenrecht
1.5.1 Erteilung einer Erlaubnis für Sportschützen (grüne WBK) und

sonstige Berechtigte/ Brauchtumsschützen
(§§ 10 Abs. 1, 14 Abs. 2, 3 und 16 Abs. 1 WaffG)

58,00

1.5.2 Erteilung einer Erlaubnis für Jäger (ab der 3. Kurzwaffe) 86.00
1.5.3 Erteilung einer Erlaubnis für Jäger (Langwaffen sowie 1. und 2. 

Kurzwaffe - § 13 Abs. 2 und 3 WaffG) 58,00

1.5.4 Erteilung einer Erlaubnis für Erben 
(§§ 10 Abs. 1 und 20 Abs. 1 WaffG) 58,00

1.5.5 Erteilung einer Erlaubnis für Sportschützen 
(§ 14 Abs. 4 WaffG, gelbe WBK) 100,00

1.5.6 Erteilung einer Folge-Erlaubnis für Sportschützen 
(gelbe WBK) 58,00

1.5.7 Erteilung einer Erlaubnis für Vereine 
(§10 Abs. 2 Satz 2 WaffG) 58,00

1.5.8 Erteilung einer Erlaubnis für Sachverständige (§§ 10 Abs. 1 und 
18 Abs. 2 WaffG) und Sammler (§ 17 Abs. 2 WaffG) 172,00 bis 530,00

1.5.9 Änderung der Vereinsverantwortlichen in einer Vereins-WBK 
nach Wechsel des Vereinsverantwortlichen 
(§10 Abs. 2 Satz 4 WaffG)

29,00

1.5.10 Eintragung einer Mitinhaberschaft in eine WBK 
(§ 10 Abs. 2 Satz 1 WaffG) 43,00

1.5.11 Ausstellung eines Munitionserwerbsscheines 
(§10 Abs. 3 Satz 2 WaffG) 58,00



1.5.12 Ausstellung eines Waffenscheines insbesondere für 
Bewachungsunternehmen 
(§ 28 Abs. 1 WaffG) und für gefährdete Personen 
(§ 19 Abs. 2 WaffG)

58,00 bis 530,00

1.5.13 Ausstellung eines kleinen Waffenscheines 
(§10 Abs. 4 Satz 4 WaffG) 86,00

1.5.14 Ausstellung eines Europäischen Feuerwaffenpasses 
(§ 32 Abs. 6 WaffG) 72,00

1.5.15 Verlängerung eines Waffenscheines für 
Bewachungsunternehmen und für gefährdete Personen 86,00 bis 330,00

1.5.16 Verlängerung eines Europäischen Feuerwaffenpasses 
(§ 32 Abs. 6 WaffG) 43,00

1.5.17 Ausstellung einer Ersatzausfertigung für eine in Verlust geratene 
waffenrechtliche Erlaubnis

1/2 der
Genehmigungsgebühr 

, mindestens 29,00
1.5.18 Eintrag einer Berechtigung zum Erwerb einer Kurzwaffe für

Jäger ohne Bedürfnisprüfung (1. und 2. Kurzwaffe nach 
§ 10 Abs. 1 Satz 1 und 13 Abs. 2 Satz 2 WaffG)

43,00

1.5.19 Eintrag einer oder mehrerer Langwaffen für Jäger nach Erwerb 
aufgrund Jagdschein (ohne Bedürfnisprüfung - § 13 Abs. 3 
WaffG) oder Erwerbseintrag Kurzwaffe 
(§ 10 Abs. 1 a WaffG)

29,00

1.5.20 Eintrag einer Berechtigung für Sportschützen zum Erwerb einer 
Waffe mit Bedürfnisprüfung (Kurz- und Langwaffen - § 10 Abs. 1 
Satz 1 und § 14 Abs. 2, 3 WaffG)

58,00

1.5.21 Eintrag / Austrag einer Waffe in eine Waffenbesitzkarte 
(§ 10 Abs. 1 a WaffG / § 34 Abs. 2 Satz 2 WaffG) 29,00

1.5.22 Eintrag / Austrag von Waffen in / aus dem Europäischen 
Feuerwaffenpass sowie sonstige Änderungen 
(5 34 Abs. 2 Satz 2 WaffG)

29,00

1.5.23 Eintrag eines Wechsel- oder Austauschlaufes oder einer 
Wechseltrommel in eine
WBK (Anl. 2 Abschn. 2 Nr. 2.1 und 2.2)

29,00

1.5.24 Eintrag der Munitionserwerbsberechtigung in eine WBK 
(§ 10 Abs. 3 Satz 1 WaffG) 29.00

1.5.25 Ausnahmegenehmigung für den Einbau eines / mehrerer
Blockiersysteme
(S 20 Abs. 7 WaffG)

29,00

1.5.26 Eintragung eines/mehrerer Blockiersysteme 
(§ 20 Abs. 3 Satz 2 WaffG) 29,00

1.5.27 Erlaubnis (im Einzelfall) zum Verbringen/ Verbringenlassen und 
Mitnahme von eriaubnispflichtigen Schusswaffen / Munition i.S. 
der §§ 29 bis 32 des Waffenqesetzes

58,00

1.5.28 Erlaubnis (allgemein) zum Verbringen von erlaubnispflichtigen 
Schusswaffen / Munition durch Waffenhersteller / -händler (§ 31 
WaffG)

115,00

1.5.29 Zulassung von Ausnahmen vom Alterserfordernis 
(§ 3 Abs. 3 WaffG und § 27 Abs. 4 WaffG) 43,00

1.5.30 Erlaubnis zur Herstellung oder Instandsetzung von
Schusswaffen oder Munition 
(§ 21 Abs. 1 WaffG)

172,00 bis 3.300,00

1.5.31 Erlaubnis zum Handel mit Schusswaffen oder Munition 
(§ 21 Abs. 1 WaffG) 172,00 bis 3.300,00



1.5.32 Erlaubnis zum nichtgewerbsmäßigen Herstellen, Bearbeiten oder 
Instandsetzen von Schusswaffen (§ 26 Abs. 1 WaffG)

22,00 Je angefangene 
Viertelstunde

1.5.33 Überprüfung der sicheren Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen 
Schusswaffen und Munition

22,00 je angefangene 
Viertelstunde

1.5.34 Erlaubnis zum Betrieb oder zur wesentlichen Änderung einer 
Schießstätte mit Abnahmeprüfung 
(§ 27 Abs. 1 WaffG)

129,00 bis 660,00

1:5.35 Regelmäßige Abnahmeprüfung von Schießstätten 
(§ 12 AwaffV)

86,00-350,00

1.5.36 Erlaubnis zum Schießen außerhalb von Schießstätten 
(§ 10 Abs. 5 WaffG) 43,00 bis 260,00

1.5.37 Gebühr für den Widerruf oder Rücknahme einer
Amtshandlung, zu der der Berechtigte Anlass gegeben 
hat einschließlich Sicherstellung von Gegenständen.

22,00 je angefangene 
Viertelstunde

1.5.38 Gebühr für Ablehnung aus anderen Gründen als 
Unzuständigkeitsgründen oder bei Zurücknahme von Anträgen 
auf Vornahme von Amtshandlungen nach Beginn der sachlichen 
Bearbeitung, jedoch vor deren Beendigung.

22,00 je angefangene 
Viertelstunde

1.6 Sprengstoffrecht
1.6.1 Erteilung einer Erlaubnis ($ 7 Abs. 1 SprengG) 65,00 bis 1.300,00
1.6.2 Ausstellung eines Befähigungsscheines 

(§ 20 Abs. 1 SprengG) 65,00 bis 270,00

1.6.3 Wesentliche Änderung eines Befähigungsscheines 
(§ 20 Abs. 1 SprengG) 65,00

1.6.4 Verlängerung der Geltungsdauer eines Befähigungsscheines (§ 
20 Abs. 1 SprengG) 65,00

1.6.5 Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung 
f§ 21 Abs. 3 SprengG) 65,00

1.6.6 Zulassung von Ausnahmen von den Verboten 
(§ 22 Abs. 5 SprengG) 65,00 bis 260,00

1.6.7 Erteilung einer Erlaubnis (§ 27 Abs 1 SprengG) 65,00 bis 260,00
1.6.8 Wesentliche Änderung einer Erlaubnis nach 

§ 27 Abs 1 SprengG 65,00

1.6.9 Verlängerung der Geltungsdauer einer Erlaubnis nach 
§ 27 Abs 1 SprengG 65,00

1.6.10 Ersatzausfertigung für in Verlust geratene Erlaubnisse und 
Befähigungsscheine sowie Genehmigungen 
(§ 17 SprengG)

65,00

1.6.11 Zulassung von Ausnahmen von den Verboten nach 
§ 24 Abs. 1 Erste Verordung zum SprengG

65,00 bis 260,00

1.6.12 Ausstellung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung nach 
§ 34 Abs. 2 Erste Verordung zum SprengG 43,00

2. Gebühren in Bausachen (Abt, Bauordnung)
Soweit Gebühren nach den Baukosten berechnet werden, ist von den Kosten nach DIN 
276 Teil 4 Kostengliederung Nr. 300-469 (Ausgabe August 2009) auszugehen, die am
Ort der Bauausführung im Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung zur Erstellung des 
Vorhabens erforderlich sind, einschließlich etwaiger Eigenleistungen (Material und 
Arbeitsleistung). Die Baukosten sind auf volle 1.000 Euro aufzurunden. Zu den Bau- und 
Herstellungskosten gehört die auf diese Kosten entfallende Umsatzsteuer.



2.1 Bauvoranfrage
2.1.1 Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung eines 

Bauvorbescheides, Bearbeitung des Antrags mit einer örtlichen 
Besichtigung

86,00 je angefangene 
Stunde, mindestens 

258,00 Euro

2.1.2 Verlängerung der Geltungsdauer des Bauvorbescheides 14 der Genehmigungs­
gebühr,

mindestens 83,00

2.1.3 Rücknahme des Antrags von Seiten des Antragstellers bzw. 
Zurückweisung des Antrags nach § 54 Abs. 1 S. 2 LBO 86,00 je angefangene 

Stunde

2.2 Baugenehmigungsverfahren
2.2.1 Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer

Genehmigung von Anlagen u. Einrichtungen (Baugenehmigung)
- Bearbeitung des Antrages mit Bauabnahme sowie
Bauüberwachunq:

2.2.1.1 Wenn der Gebührenberechnung Baukosten zugrunde gelegt 
werden können

7 v.T. der Baukosten, 
mindestens 249,00

2.2.1.2 Wenn der Gebührenberechnung Baukosten nicht zugrunde 
gelegt werden können bzw. Ablehnung des Antrages 249.00 bis 7.900,00

2.2.1.3 Teilbaugenehmigung 249,00 bis 7.900,00
2.2.1.4 Nachtragsgenehmigung 166,00 bis 7.900,00
2.2.2 Zustimmung nach § 70 LBO nach Baukosten 7 v.T. der Baukosten, 

mindestens 249
2.2.3 Zustimmung nach § 70 LBO, wenn der Gebührenberechnung 

Baukosten nicht zugrunde gelegt werden können bzw.
Ablehnung des Antrages

166,00 bis 4.000,00

2.2.4 Entscheidungen nach Betriebssicherheitsverordnung 21.00 je angefangene 
Viertelstunde

2.2.5 Für jede weitere örtliche Besichtigung 21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.2.6 Genehmigung von Werbeanlagen 166,00 bis 6.600,00
2.2.7 Erstellen von Bauiasten 

(Gebühr je Baulast) 83,00

2.2.8 Entscheidung über Befreiungen, Ausnahmen, Erleichterungen 
oder Abweichungen von gesetzlichen Vorschriften oder 
gemeindlichen Bestimmungen

83,00 bis 20.000,00

2.2.9 Verlängerung der Geltungsdauer von Genehmigungen Ya der Genehmigungs­
gebühr,

mindestens 166,00

2.2.10 Rücknahme des Antrags von Seiten des Antragstellers bzw. 
Zurückweisung des Antrags nach § 54 Abs. 1 S. 2 LBO

1/10 bis volle 
Genehmigungsgebühr, 

wenn Baukosten 
zugrunde gelegt werden 

können, ansonsten 
83,00 bis 10.000,00



2.2.11 Wird die Baugenehmigung erst nach Beginn der Bauarbeiten 
oder der Nutzungsänderung erteilt, verdreifacht sich die Gebühr, 
soweit keine Teilgenehmigung erteilt wurde

300 % der
Genehmigungsgebühr

2.3 Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
2.3.1 Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung einer

Genehmigung von Anlagen und Einrichtungen im vereinfachten
Verfahren - Bearbeitung des Antrages bzw. Aussteilen einer
Fiktionsbescheinigung gemäß § 58 Abs. 1a S. 1 Nr. 4 LBO

2.3.1.1 Wenn der Gebührenberechnung Baukosten zugrunde gelegt 
werden können

5 v.T. der Baukosten, 
mindestens 249,00

2.3.1.2 Wenn der Gebührenberechnung Baukosten nicht zugrunde 
gelegt werden können bzw. Ablehnung des Antrages 249,00 bis 5.700,00

2.3.2 Entscheidung über Befreiungen, Ausnahmen, Erleichterungen 
oder Abweichungen von gesetzlichen Vorschriften oder 
gemeindlichen Bestimmungen

83,00 bis 5.700,00

2.3.3 Verlängerung der Geltungsdauer von Genehmigungen % der
Genehmigungsgebühr, 

mindestens 83,00
2.3.4 Wiedererteilung von Genehmigungen 1/4 der Genehmi­

gungsgebühr, 
mindestens 166,00

2.3.5 Rücknahme des Antrags von Seiten des Antragstellers bzw. 
Zurückweisung des Antrags nach § 54 Abs. 1 S. 2 LBO 1/10 bis volle 

Genehmigungsgebühr, 
wenn Baukosten 

zugrunde gelegt werden 
können, ansonsten 
83,00 bis 5.700,00

2.3.6 Wird die Baugenehmigung erst nach Beginn der Bauarbeiten 
oder der Nutzungsänderung erteilt, verdreifacht sich die Gebühr, 
soweit keine Teilgenehmigung erteilt wurde

300 % der
Genehmigungsgebühr

2.4 Kenntnisgabeverfahren
2.4.1 Untersagung des Baubeginns nach $ 59 Abs. 4 LBO 83,00 bis 830,00
2.4.2 Ablehnung eines Antrages auf Untersagung des Baubeginns im 

Kenntnisgabeverfahren nach § 59 Abs. 4 LBO 83,00 bis 830,00

2.5 Abgeschlossenheitsbeschefnigung
2.5.1 Erteilung einer Abgeschlossenheitsbescheinigung nach dem 

Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 150,00

2.5.2 mehr als 4 Ausfertigungen 25,00 je weitere 
Ausfertigung



2.6 Abnahmen, Baukontrollen, Bauabnahmen und sonstige
Baukontrollen und Nachprüfungen

2.6.1 Zusätzliche Bauüberwachung, Bauabnahmen und sonstige 
Baukontrollen und Nachprüfungen

21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.6.2 Sonstige Anordnungen und Entscheidungen im Rahmen des 
Bauordnungsrechts (Baueinstellung, Untersagung, 
Abbruchverfügunq u.ä.)

166,00 bis 5.000,00

2.6.3 Abnahme fliegender Bauten 19,00 je angefangene 
Viertelstunde, 

mindestens 74,00

2.7 Brandschutz
2.7.1 Stellungnahme zum vorbeugenden Brandschutz 21,00 je angefangene 

Viertelstunde

2.7.2 Abnahme von brandschutztechnischen Maßnahmen 21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.7.3 Brandverhütungsschau 21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.7.4 Nachschau 21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.7.5 Allgemeine Brandschutzberatung 21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.7.6 Einholung von Stellungnahmen und Gutachten 
durch Sachverständige u. ä.

21,00 je angefangene 
Viertelstunde

2.8 Denkmalschutz
2.8.1 Denkmalschutzrechtiiche Entscheidungen 86,00 je angefangene 

Stunde, mindestens 
258,00 Euro

2.8.2 Auskunft, Beratung zu denkmalschutzrechtlichen 
Angelegenheiten

gebührenfrei

2.8.3 Anordnungen und Entscheidungen im Rahmen des 
Denkmalschutzsrechts

86,00 je angefangene 
Stunde, mindestens 

258,00 Euro

2.8.4 Steuerbescheinigungen zur Erlangung steuerlicher Vorteile 
durch denkmalschützerische Investitionen

2 v.T. der
bescheinigten Summe

2.8.5 Schriftliche Bestätigung über Kulturdenkmaleigenschaft 86,00 je angefangene 
Stunde

2.9 Planungsrecht
2.9.1 Auskunft und Beratung von Bauherren und Architekten in 

bauplanungsrechtlicher und gestalterischer Hinsicht sowie im 
Rahmen des ELR-Programms

gebührenfrei

3 Ablichtungen, Vervielfältigungen, Ausdrucke
3.1 Kopien sowie Ausdruck elektronischer Dokumente je Seite 1,00



3.2 Scans sowie Übermittlung elektronischer Dokumente je 
angefangene Viertelstunde 19,00

4 Sonstige Tätigkeiten
3.3 Gebühr für öffentliche Leistungen der unteren 

Verwaltungsbehörde und der unteren Baurechtsbehörde, für die 
weder ein Gebührentatbestand noch Gebührenfreiheit 
vorgesehen ist, je angefangene Viertelstunde

22,00

Entscheidungen über die Stundung und den Erlass von Kommunalabgaben ergehen 
gebührenfrei.
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Die Verwaltungsgebührensatzung vom 01.10.2025 ist öffentlich bekannt gemacht gemacht 

unter www.lahr.de am 25.11.2025 am 01.01.2026 in Kraft getreten. 


